
Eigentlich sollte diese
Ausgabe der ›Viertel‹
schon viel früher er-
scheinen. Aber auch an
der Redaktion ist die
Pandemie und ihre da-
mit einhergehenden
Einschränkungen nicht
spurlos vorbeigegan-
gen. Virtuelle Online-Redaktionssitzungen
sind nicht wirklich produktiver als die ana-
logen Treffen mit mit echten Menschen in
einem Raum. Aber nun ist sie doch noch
fertig geworden, die letzte Ausgabe in die-
sem so anderem Jahr. 

Mit spannenden und kontroversen The-
men – wie wir meinen. Das beginnt schon
auf der Seite 2 über die Debatten zur zu-
künftige Nutzung der Kasernen. Ebenfalls
auf dieser Seite finden Sie einen Artikel zu
dem befürchteten Verkehrschaos im Zu-
sammenhang mit der Umnutzung der St. Li-
bori-Kirche im Bielefelder Westen. 

Ein lesenswertes Interview mit den Alt-
vorderen des Vereins ›Digitalcourage‹ über
Technik und Kunst im Zeitalter von Bits und
Bytes bietet die Seite 4. Die Seite 5 zeigt Fo-
tografien von Menschen und Leben im Bie-
lefelder Westen. Aus einer Zeit vor der Pan-
demie, wie sie Veit Mette für uns eingefan-
gen hat. Aufnahmen, die sicherlich
Vorfreude auf unbeschwerte Tage nach der
Pandemie wecken.

Die Seite 7 blickt geschichtlich zurück
auf die Oetker-Halle im 90igsten Jahr ihres
Bestehens und zum Abschluss gibt es eini-
ge Überlegungen und Gedanken über das
Reisen in Zeiten von Flucht und Vertrei-
bung. Wir wünschen Ihnen eine spannen-
de Lektüre sowie ein besseres Jahr 2021.

Für die Redaktion, Ulrich Zucht

Was für ein Jahr. Zum schlechten Schluss
wogt auch noch die zweite Welle

durchs Land und lähmt alles in einem unaus-
gegorenen »Shutdown«, der wohl weit bis ins
nächste Jahr anhalten wird. Im November gab
es vor dem Reichstag gegen Demonstrieren-
de, die sich fälschlicherweise für Querdenker
halten, den ersten Wasserwerfereinsatz. Da
kann es schon einmal vorkommen, dass Kno-
chen brechen oder Augen verloren gehen.
Wir erinnern uns an »Stuttgart 21« oder die
geplanten Autobahntrassen, wo junge Men-
schen aus Bäumen stürzten. Nichts davon am
18. November in Berlin, Polizeitaktik ist je
nach Anlass variabel. Während im Reichstag
das Parlament zum Bevölkerungsschutzge-
setz 3.0 debattierte, ging draußen die Polizei
»mit Augenmaß und verhältnismäßig [vor],
es gab keinen harten Wasserstrahl, sondern ein
Sprühen, um es ungemütlich zu machen«,
wie der Berliner Innensenator Geisel betonte.
Immerhin waren Kinder anwesend. 

Kinder, deren Eltern die Maskenpflicht als
Körperverletzung denunzieren. Mitgenom-
men zur Demo der Trittbrett-Nazis, Coro-
na- und Diktatur-Schwurbler. Gut, es gab
auch Flaschen, Böller, Pfefferspray und Fest-
nahmen, wegen Nichtbefolgung der polizei-
lichen und Infektionsschutz-Auflagen. Und
nicht zu vergessen, AfD-Abgeordnete, die
Demonstrierenden Zutritt zum Reichstag er-

möglichten, auf dass sie dort Nicht-AfD-Ab-
geordneten ihre Meinung ins Gesicht schrei-
en sollen. »Wir sind das Volk«? Auch ein »be-
sorgter Bürger« kann ein Nazi sein. Und um-
gekehrt. 

Volkes Meinung 

Apropos ›Volk‹. Seit 2002 gibt es in zweijäh-
rigem Abstand die Autoritarismus-Studie. In
diesem Jahr wurde sie fast zeitgleich zu den
Ereignissen ums Parlament vorgestellt. Im
Auftrag der Universität Leipzig untersucht
sie neben antifeministischen, sexistischen und
chauvinistischen Einstellungen auch rassisti-
sche, antisemitische und extremistische Hal-
tungen in der Bevölkerung. Mit erschrecken-
den, repräsentativen Ergebnissen. 

Drei Beispiele: Die These »Die Corona-
Krise wurde so groß geredet, damit einige
wenige davon profitieren können« ist bei 33
Prozent »stark ausgeprägt« und bei zusätzli-
chen 15 Prozent »ausgeprägt«. 33 Prozent
glauben: »Politiker und andere Führungsper-
sönlichkeiten sind nur Marionetten der da-
hinterstehenden Mächte«. 43,7 Prozent mei-
nen »ziemlich/voll und ganz«: »Wir brauchen
starke Führungspersonen, damit wir in der
Gesellschaft sicher leben können.«

Da freut man sich dann doch, dass der Bun-
destag kein »Spiegelbild der Gesellschaft« ist.

Über die Ursachen dieser Ergebnisse ließe
sich trefflich streiten. Der Umgang mit der
Pandemie ist in weiten Teilen von Erschrek-
ken, Unerfahrenheit und Überforderung al-
ler gezeichnet. Das führt dazu, dass die star-
ken sozialen Unterschiede in der Krise noch
krasser zum Vorschein kommen. Dass die Be-
mühungen, die Folgen abzufedern bei Groß-
unternehmen selbstverständlich und großzü-
gig stattfinden, war vorhersehbar. Die finan-
zielle, soziale und emotionale Unterstützung
der vom Shutdown betroffenen Teile der Be-
völkerung dagegen ist nicht ausreichend. Sie
findet zögerlich, unbefriedigend und gern
mit gönnerhaftem Unterton statt. Beides er-
innert an den Umgang mit den Verlierern
von Banken- und Euro-Krise: Stützung der
Finanzwirtschaft und sozialer Absturz nicht
nur der griechischen Bevölkerung. Keine be-
ruhigende Parallele.

Und in Bielefeld?

Aber zurück ins heimische Quartier. Was
braucht eigentlich Bielefeld nach der Kom-
munalwahl? Die ›Viertel‹ hatte um Meinun-
gen gebeten. Und zwar nicht, wie üblich bei
den Parteien, sondern in sozial und politisch
aktiven Vereinen und Gruppen. Die Rück-
meldungen haben einen gemeinsamen Nen-
ner: Die starke Befürwortung einer maßgeb-
lichen Bürgerbeteiligung. »Hin zu wirklichen
Gestaltungsmöglichkeiten durch die Bür-
ger*innen in Bielefeld«  und »die Einberufung
von Bürger*innenräten zu allen strategischen
Fragen der Klima- und Sozialpolitik«. Vorge-
schlagen werden ein »Partizipationsbeauftrag-
ter« und ein »Bürgerbeteiligungsausschuss«. 

Es scheint also aus allen Richtungen ein
ernstes Bedürfnis zu bestehen, die bisherige
Praxis der politischen Entscheidungsfindung
einer ernsthaften Prüfung zu unterziehen.
Stärkere gesellschaftliche Mitbestimmung
und erlebte Selbstwirksamkeit wären ein Mit-
tel verschörungstheoretischen, rassistischen
und menschenverachtenden Einstellungen
entgegenzutreten. Und endlich wieder Luft
zu bekommen, um sich neben Corona und
der Sorge vor einem Rechtsruck um andere,
dringende Themen zu kümmern. An erster
Stelle steht da wohl die Klimakrise, die viel
zu Vielen noch viel zu weit entfernt er-
scheint. Zu unrecht. 

Nachzulesen ist die Autoritarismustudie
unter: boell.de/de/leipziger-autoritaris-
mus-studie. 

Das Jahr der Verstörung
2020 erweist sich als Konfrontationstherapie für die Demokratie. Klare Positionierung hilft,
meint Matthias Harre
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8 wörter davor

Da wird allerorten der Niedergang der al-
ten Tante SPD beschworen. Dabei war sie
ihrer Zeit immer weit voraus. »Für uns gilt
seit 156 Jahren: Kein Fußbreit dem Fa-
schismus.« Diese These hat die Partei in
ihren Schaukasten am Siegfriedplatz ge-
tackert. Die erste faschistische Bewegung
begründete der Italiener Benito Mussolini
übrigens vor etwa 100 Jahren. Zuvor war
er aus der Sozialistischen Partei Italiens
ausgeschlossen worden. Egal. Hauptsa-
che: Kein Fußbreit. Weiter so!

Kein Fußbreit
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